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IAO; Dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und 
Sozialpolitik; Fragebogen 
 

 

Anbei übersendet die Bundesarbeitskammer (BAK) ihre Antwort zu ausgewählten Fragen 

aus dem zugestellten Fragebogen. 

 

Vorab ist festzuhalten, dass aufgrund der kurzen Frist eine ausführliche Stellungnahme nicht 

möglich ist und der Fokus hier auf Erfahrungen aus der (Beratungs-)Praxis der BAK in Be-

zug auf multinationale Unternehmen in Österreich gelegt wird. Dies soll einen groben Ein-

blick in unsere Wahrnehmungen in der Praxis geben, ist jedoch mit einer zahlenmäßig auf-

gearbeiteten Studie oder dergleichen nicht gleichzusetzen.  

 

Zu Punkt 1: 

 

Bei den folgenden Ausführungen ist zu berücksichtigen, dass die angeführten Probleme 

nicht nur speziell in multinationalen Unternehmen wahrgenommen werden. 

 

Zu „Ausbildung": 

 

Aus der Praxis liegen wenige Erfahrungswerte vor: multinationale Unternehmen bilden Lehr-

linge grundsätzlich gut aus, allerdings sollte der Genderaspekt mehr berücksichtigt werden.  

 

Weiterbildung für ArbeitnehmerInnen in Betrieben ist ebenso wie betriebliche Gesundheits-

förderung ein wesentlicher Faktor, um die Beschäftigungsfähigkeit zu sichern. Gerade multi-

nationale Unternehmen haben hier eine besondere Verantwortung und auch aufgrund ihrer 

Größe die strukturellen Möglichkeiten, betriebliche Weiterbildung der MitarbeiterInnen zu 

ermöglichen, zu fördern und auch zu organisieren. Daher sollte dies zum Thema Ausbildung 

ergänzt werden. 
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Zu „Löhne, Zuwendungen und Arbeitsbedingungen“: 

 

Wahrnehmungen von Problemen gibt es etwa in Bezug auf weltweit tätige Kleintransport-, 

Botendienst- und Speditionsunternehmen: ArbeitnehmerInnen werden teils von den Unter-

nehmen entgelt- und sozialversicherungsrechtlich als Selbständige bzw Werkvertragsneh-

merInnen oder als freie DienstnehmerInnen behandelt, obwohl tatsächlich davon auszuge-

hen ist, dass es sich um „echte“ Dienstverhältnisse handelt. Daraus entstehen weitergehen-

de Problemstellungen, insbesondere im Hinblick auf das Arbeitszeitrecht und sonstige Ar-

beitnehmerschutzbestimmungen. In diesem Bereich gibt es auch Erfahrungen im Rahmen 

von Auftragsvergaben seitens multinationaler Unternehmen an Subunternehmen – hier ent-

steht Druck auf inländische Lohnstandards. 

 

Multinationale Unternehmen versuchen mitunter inländische Mindeststandards durch schrift-

liche Vereinbarungen eines ausländischen Dienstorts zu umgehen: der Dienstort liegt laut 

schriftlichem Vertrag zwar im Ausland, der faktische Einsatzort befindet sich zeitlich über-

wiegend jedoch in Österreich. So können mitunter tatsächlich die (niedrigeren) ausländi-

schen Mindestentgelte und Schutzvorschriften zur Anwendung kommen, oder jedenfalls 

deren Bestimmung deutlich erschwert werden.  

 

Teils werden fehlende Kenntnisse der nationalen Vorschriften durch ausländische Arbeitge-

berInnen wahrgenommen. Mitunter werden die in den Herkunftsländern der ArbeitgeberIn-

nen angewendeten Vorschriften auf die österreichischen Arbeitsverhältnisse ungeprüft um-

gelegt, was teilweise jedoch nicht möglich ist bzw dem österreichischen Arbeitsrecht wider-

spricht.  

 

Zudem können Sprachbarrieren bei ArbeitnehmerInnen aus verschiedenen Herkunftsländern 

zu Rechtsschutzdefiziten führen, da sich der Zugang zu Informationen in Bezug auf die in-

ländischen Arbeitsrechtsstandards oder einen entsprechenden Rechtsbeistand teils als 

schwierig erweist. 

 

Auch sind (Arbeits-)Vertragstexte teils nicht in deutscher Sprache abgefasst, was eine Über-

setzung in die deutsche Rechtssprache – mit entsprechenden Kosten für die Arbeitnehme-

rInnen – erforderlich macht. 

 

Zu „Vereinigungsfreiheit und Organisationsrecht“: 

 

Es gibt auch Wahrnehmungen aus ArbeitnehmerInnensicht in Bezug auf die Erschwerung 

bzw Verhinderung von Betriebsratsgründungen seitens multinationaler Unternehmen.  

 

Zu „Prüfung von Missständen“:  

 

Hier ist hervorzuheben, dass die mangelnde personelle Ausstattung bzw weitere Einsparun-

gen im Bereich zB der Arbeitsinspektorate eine fundierte Prüfung und Kontrolle von Arbeit-

nehmerschutzbestimmungen erschweren und es wäre von großer Wichtigkeit, zur Erfüllung 

der festgeschriebenen Ziele das Vorhandensein der notwendigen Ressourcen zu sichern.  
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Andere:  

 

Darüber hinaus ist diversitätsorientierte Personalpolitik, wie sie bereits in der Grundsatzer-

klärung angesprochen ist, um das Thema Altersgerechtes Arbeiten zu erweitern. Die Anpas-

sung der Arbeitsorganisation sowie Maßnahmen im oben genannten Sinn müssen hier ein 

wesentlicher Beitrag des Betriebes sein, um ältere ArbeitnehmerInnen entsprechend zu be-

rücksichtigen.   

 

Zu Punkt 4: 

 

Die BAK merkt kritisch an, dass Österreich wohl die UN Guiding Principles für Wirtschaft und 

Menschenrechte (Ruggie Principles) unterzeichnet hat, national aber keinerlei Umsetzungs-

maßnahmen gesetzt hat. Hierbei ginge es insbesondere um Standards und Sorgfaltspflich-

ten, die multinationale Unternehmen in der Wertschöpfungskette einzuhalten haben. Öster-

reich hat weder einen Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft und Menschenrechte, der von 

ArbeitnehmerInnenseite massiv eingefordert wird, erarbeitet, noch einen Nationalen Akti-

onsplan CSR (Corporate Social Responsibility), der sogar lediglich auf Softlaw beruhen wür-

de.  

 

Die BAK fordert verbindliche Normen, um dem Senkungswettbewerb in Bezug auf Mindest-

normen in der Wertschöpfungskette Einhalt zu gebieten.  

 

Ebenso fordert die BAK auf, dass sich die österreichischen Stellen konstruktiv und unterstüt-

zend am „TNC Treaty“-Prozess im Rahmen des UN Menschenrechtsrats – dessen Ziel es 

ist, verbindliche und einklagbare Normen zur Einhaltung von Menschenrechten und ILO 

Kernarbeitsnormen innerhalb von Wertschöpfungsketten zu schaffen – beteiligt.  

 

Anzumerken ist noch, dass derzeit ein Beschwerdeverfahren gegen ein österreichisches 

multinationales Unternehmen wegen eines Kraftwerksbaus in Laos beim Nationalen Kon-

taktpunkt (NCP) in Bezug auf die Verletzung von OECD Leitsätzen für multinationale Kon-

zerne (Menschenrechtsverletzung sowie Verletzung von Sorgfaltspflichten im Bereich der 

Umwelt) anhängig ist. 

 

Die Bundesarbeitskammer ersucht, ihre Stellungnahme weiterzuleiten. 
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